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Bürgerschaftsfraktion geht in Klausur

Bremen.DieSPD-Bürgerschaftsfraktionwill
in der kommenden Woche bei einer dreitä-
gigen Klausurtagung auf Schloss Etelsen
(Landkreis Verden) ihren Kurs für die letz-
ten zwölf Monate der Wahlperiode abste-
cken. Für einen Nachmittag hat sich auch
die SPD-BundesvorsitzendeAndreaNahles
angesagt. Die Abgeordneten erwarten sich
von ihr einen Ausblick, mit welchen politi-
schen Impulsen auf Bundesebene in naher
Zukunft zu rechnen ist. Auchdie grundsätz-
liche Situation der Partei als Partner in der
Großen Koalition dürfte Gegenstand der
Aussprache sein.
Inhaltlich werden sich Sozialdemokraten

schwerpunktmäßigmit dem Thema Städte-
bauauseinandersetzen. Zuletzt hatte der rot-
grüne Senat auf diesem Gebiet eine Initia-
tive ergriffen, die mehr Zuzug sozial stabi-
ler Familien in ärmere Stadtteile bewirken
soll. Wer sich etwa entschließt, in Gröpelin-
gen oder Blumenthal zu bauen, der kann
künftig vonder öffentlichenHandfinanziell
unterstützt werden. Die Förderung kann je
nach Wert des Objekts einen fünfstelligen
Betrag erreichen, indem die Stadt Grund-
erwerbssteuer, Notar- und Grundbuchkos-
ten sowie gegebenenfalls Baugenehmi-
gungsgebührenübernimmt. Laut Fraktions-
sprecher Matthias Koch gibt es Überlegun-
gen, dieses Instrumentarium noch weiter
auszubauen.AuchandereMöglichkeiten zur
besseren sozialenDurchmischungder Stadt
und zur Schaffung günstigen Wohnraums
sollen erörtert werden.
WeitereThemenfelder der Fraktionsklau-

sur sind der erleichterte Zugang zu kultu-
rellenAngebotenunddieVerbesserungder
digitalen Infrastruktur in benachteiligten
Stadtteilen. In der Verkehrspolitik wird es
um eine bessereGleisverbindung zwischen
Bremen und Bremerhaven gehen.

Nahles diskutiert
mit Bremer SPD

voN JÜRGEN THEINER

Bremen.Vor viereinhalb Jahren verabschie-
dete die Stadtbürgerschaft einenDringlich-
keitsantrag, der vonGrünenundSPDunter-
zeichnet war. Darin heißt es: „Durch Syste-
matisierung und Verstetigung (...) will Bre-
men Vorreiter auf dem Gebiet der Bürger-
beteiligung werden und damit die Attrakti-
vität unserer Städte steigern.“ Es gebe in
BremenvieleBeteiligungsprojekte, aber „es
gibt nochkeinGrundkonzept dafür,wieBür-
gerbeteiligung verlässlich organisiert wird,
wie Bürgerinnen und Bürger Beteiligungs-
prozesse anregen können (…) und wie Bür-
gerbeteiligung so organisiert und kommu-
niziert werden kann, dass nicht nur die Bre-
merinnenundBremerGehör finden, die sich
von sich aus organisieren, sondern auch jene,
dieweniger vertrautmit verwaltungs-/ poli-
tischen Prozessen sind.“
Alles das sollte ein „Entwicklungsplan

Bürgerbeteiligung“ beinhalten, der damit
weit über das gesetzlich vorgeschriebene
Maß an Einbindung der Bevölkerung hi-
nausreichte. Es gibt ihnnochnicht. AmMitt-
woch fanddazu einTreffen imRathaus statt.
Ergebnis: Bis zur Sommerpause werde der
Plan dem Parlament vorliegen, sagt Regie-
rungssprecher André Städler.
„Bremen ist keine beteiligungsfeindliche

Stadt, aber ich habe den Eindruck, dass der
Entwicklungsplan von Teilen der Verwal-
tung nicht gewollt wird, und die Bürger-
schaft hat in der Vergangenheit nicht in der
Weise nachgehakt, die nötigwäre.“Das sagt
UlrichMückenberger vonderBürgerstiftung
Bremenund imNetzwerkBürgerbeteiligung
aktiv. Dabei handelt es sich um eine Orga-
nisation, die den Verantwortlichen immer
wieder auf die Füße tritt, um den Prozess zu
beschleunigen.
Vor wenigen Wochen hat das Netzwerk

einMemorandummit konkreten Forderun-
gen verabschiedet. Dazu zählen unter an-
derem ein eigenes Gremiummit Vertretern
aus Stadtbürgerschaft, Verwaltung und Zi-
vilgesellschaft, das nach einemKriterienka-

talog über Ob und Wie von Bürgerbeteili-
gung entscheiden soll, sowie eine Koordi-
nierungsstelle.
Bestandteil des vonRot-Grüngeforderten

und imKoalitionsvertrag festgeschriebenen
Entwicklungsplans ist ein Leitbild, das Art
und Gestalt der Bürgerbeteiligung festlegt.
Das macht den Unterschied zu heute aus,
woBürgerwillkürlich beteiligtwerden oder
auch nicht. Einbezogen werden sie bei der
Entstehung des Neuen Hulsberg-Viertels
und der Zukunft des Rennbahn-Geländes,
nicht zum Zuge kamen sie bei der Bebau-
ung vor demHauptbahnhof oder beim Uni-
bad.
ZumEntwicklungsplan soll auch eineVor-

habenliste zählen, die online einsehbar sein
soll, damit die Bürger rechtzeitig Position
beziehen können. „Da sind wir schon ein
ganzes Stück weitergekommen“, sagt Hel-

mutWeigelt. Der Sozialdemokrat ist Vorsit-
zender des parlamentarischen Ausschusses
für Bürgerbeteiligung. Weigelt und Marie
Hoppe von den Grünen waren treibende
Kräfte für denDringlichkeitsantrag. „Ichbin
mit dieser Entwicklung nicht zufrieden. Ich
möchte das endlich umgesetzt wissen“, so
Weigelt. Es gebe zwar Fortschritte, dazu
zähle ein Zwischenbericht von November
2015. Allerdings mahlten die Mühlen aus-
gesprochen langsam, „wir sind jetzt erst in
der Endphase“.
Es könne indes keine Rede davon sein,

dass der Senat den parlamentarischen Be-

schluss ignoriert habeundviereinhalb Jahre
betätigungslos verstreichen ließ, sagtAndré
Städler. Es habe nicht nur den Zwischenbe-
richt gegeben, sondern auch „Trialog“ ge-
nannte „Werkstattgespräche“ zur Konkre-
tisierung. Die Aufträge, die aus demAntrag
hervorgegangen seien, würden nach und
nach abgearbeitet. „Es gibt jetzt schon in
jedemSenatsressort Beauftragte für dieBür-
gerbeteiligung“, so Städler.
Selbst wenn noch Verbesserungspoten-

zial bestehe, habeBremen„imVergleich zu
anderen Städten feingliedrige und ausdif-
ferenzierteMöglichkeitenderBeteiligung“.
Das Argument, dass Städte wie Wolfsburg,
HeidelbergundPotsdambereits ein Leitbild
entwickelt hätten, lässt Städler nicht gelten.
Andere Städte hättenBremensBeiratsstruk-
turen nicht, die schon ein gewisses Maß an
Bürgerbeteiligung garantierten.
Tatsächlich bestreitet niemand, dass sich

Bremen um Bürgerbeteiligung bemüht. Es
gebe vorbildlicheProjekte, sagt RalphSaxe,
wie die Beteiligung am Verkehrsentwick-
lungsplan. Aber beim Entwicklungsplan
gehe es darum, solche Vorbilder quasi zum
Regelfall zu machen. Für die Grünen, sagt
Saxe, sei unerlässlich, dass dafür eine Ko-
ordinierungsstelle geschaffenwird, die per-
sonell ausgestattet und finanziert werden
müsse. Ihr Platz ist nachAuffassungvonSaxe
und Weigelt in der Senatskanzlei. „Das ist
der Juckepunkt“, sagtWeigelt.Offenbarwar
er es: „Wir sind einen großen Schritt weiter-
gekommen“, sagt Saxe, der am Treffen im
Rathaus teilgenommen hat. Vorbehaltlich
der Zustimmung des Senats und der Haus-
haltsberatungen könne eine Stelle geschaf-
fen werden, vermutlich ab 2020.
Nicht nur organisatorische Fragen er-

schwertendenProzess.MarieHoppe spricht
von Vorbehalten, die sich bei Umfragen in
Verwaltung und Politik gezeigt hätten. Ei-
nige der Befragten machten sich Sorgen,
dass sich Partikularinteressen durchsetzen
könnten, „dass die, die am lautesten
schreien, am meisten Gehör finden“. Dafür
gibt es laut Hoppe keinen Grund, „wenn

man den Prozess vernünftig organisiert und
strukturiert“. Eben dazu soll die Koordinie-
rungsstelle da sein. Eine ihrer Aufgaben
werde sein, auf die zuzugehen, die sich
selbst in der Regel keineResonanz verschaf-
fen. „Es geht uns auch um abholende Be-
teiligung, darum, auf diese Bremer zuzuge-
hen, um ihre Interessen zuberücksichtigen“,
so Mückenberger.
AndereVorbehalte beträfendenAufwand:

Bürgerbeteiligung koste Zeit und Geld. Es
dauere eventuell also noch länger, bis ein
Projekt umgesetzt werde. Unter Politikern
gebe es zudem die Sorge, dass ihnen ein
Teil ihrer Aufgaben entrissen und die par-
lamentarische Demokratie geschwächt
werde. „Manmuss sichdarauf besinnen,wer
was ambestenmacht“, sagtChristophHop-
pensack, der ebenfalls imNetzwerkBürger-
beteiligung engagiert ist. „Eine Grundsatz-

entscheidung über das Ob und die Bewilli-
gung von Geld ist Sache des Parlaments,
aber die Frage, wie etwas im Einzelnen ge-
staltet wird, sollten die Bürger mitentschei-
den.“Auchdie Sorge überKosten teilt Hop-
pensack nicht: „Mein Standardbeispiel ist
die A281. Wenn man in der Planung recht-
zeitig mit einer systematischen Bürgerbe-
teiligung begonnen hätte, wäre man heute
weiter und hätte viel Geld in Form vonKon-
fliktkosten gespart.“
Ralph Saxe geht davon aus, dass der Ent-

wicklungsplan binnen Jahresende verab-
schiedet wird, das wäre nach fünf Jahren.

Das lange Warten auf verbindlichkeit
Nach fünf Jahren soll ein „Entwicklungsplan Bürgerbeteiligung“ in Bremen vorliegen
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„Ich möchte
das endlich
umgesetzt
wissen.“
Helmut WeigeltFO
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„Ich habe
den Eindruck,
von Teilen
der Verwaltung
ist das
nicht gewollt.“
Ulrich MückenbergerFO
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ErnsteMienen, feierlicheWorte: Neun
Feuerwehrleute haben am Mittwoch
ihren Amtseid im Rathaus abgelegt.

Neben sieben Brandmeisteranwärtern
wurden imKaminsaal auch zwei zurWehr

versetzte Beamte vereidigt. Diese Aufga-
be übernahm ihr oberster Vorgesetzter:
Karl-Heinz-Knorr, Leiter der Feuerwehr
Bremen. Zuvor hatte Innensenator Ulrich
Mäurer die jungenMänner begrüßt. Dass

im Rathaus etwas Besonderes geschah,
merkten Passanten schon an der großen
Zahl knallroter Autos vor dem Rathaus;
sogar ein Feuerwehrbus parkte mittags
dort. Die sieben Anwärter absolvieren

nun eine zweijährige Ausbildung. Dabei
werden sie in Theorie und Praxis geschult
– auch den Alltag auf den Wachen, das
Miteinander, sollen sie dabei kennenler-
nen.

Eid auf die Bremer Flagge
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HANDY-DIEB
Täter erwischt
Bremen. ImVorbeifahren hat ein Radfahrer
einem 63-jährigen dasHandy aus der Hand
gerissen. Der Bestohlene folgte dem Flüch-
tenden, stürzte und verletzte sich am Kopf.
Eine Polizeistreife fahndete nach dem Dieb
– und konnte einen Verdächtigen sowie
einen mutmaßlichen Mittäter stellen. Der
Überfall geschah am Dienstagabend am
Dobben (Östliche Vorstadt). Das geraubte
Telefon fanden die Polizisten in der Nähe.
Die 17und19 Jahre altenVerdächtigenwur-
den vorläufig festgenommen. EHO

ÜBERFALL
Räuber gesteht
Bremen. Pech für einen Räuber. BeimÜber-
fall auf eine Spielothek in Burg-Grambke
erbeutete er eine geringe Menge Bargeld,
und nur Stunden später erwischte ihn die
Polizei. Der 29-Jährige soll den Überfall ge-
standen haben – und nicht nur den: Er habe
zwei weitere Raubtaten in Bremen zugege-
ben, berichtet die Polizei. Nach diesen An-
gaben hatte der Mann am frühen Dienstag
einerAngestelltendes Spielsalonsmit einem
Messer gedroht. Sie öffnete die Kasse, er
nahmdasGeldundflüchtete. Polizeibeamte
entdeckten ihn dann in der Burger Heer-
straße: Die Beschreibung traf auf ihn zu. Ein
Messer hatte er dabei. EHO

STADTUMSCHAU
Der Israeltag findet diesen Donnerstag von
14 bis 17 Uhr auf dem Bremer Marktplatz
statt. Die Jüdische Gemeinde Bremen und
die Deutsch-Israelische Gesellschaft laden
zu Informationen, Reden, Kultur, Musik,
Tanz und Kulinarischem ein.

DieAusstellung „Terrakotta-Armee“ ist ab
Freitag, 18.Mai,mittwochs bis sonntags von
10 bis 18 Uhr im BLG-Forum, Am Speicher
XI, zu sehen. Gezeigt werden 150 original-
getreue Terrakotta-Krieger sowie weitere
100 Repliken aus der riesigen Grabanlage
des ersten chinesischen Kaisers. Weitere
Infos unter www.terrakottaarmee.de.

Zu einemSchafschurfest und der Lehrpfad-
Eröffnung lädt der Naturschutzbund Nabu
Bremen am Sonnabend, 19. Mai, auf die
Dreptefarm inWulsbüttel ein. Von 11 bis 16
Uhr gibt es viele Aktionen rund um die
Schafschur und den Waldlehrpfad. Nähere
Informationen unter Telefon 48444870.

Beim Feierabend-Instawalk „Raumperlen
mit Charakter“ können die Teilnehmer be-
sondere Gebäude und Orte in Bremen be-
suchen und dabei Menschen mit ihren Pro-
duktenkennenlernenund fotografieren.Der
Feierabend-Instawalk beginnt amDonners-
tag, 24. Mai, um 17.30 Uhr. Anmeldungen
sind diesen Donnerstag noch per E-Mail an
feierabendwalk@charakterstueck-bremen.
de möglich.

Das DRK bietet vom 26. Mai bis 3. Juni eine
begleitete Reise nach Goslar an. Das Hotel
liegt mitten in der Altstadt Goslars. Nähere
Informationen gibt es täglich von 9 bis 12
Uhr unter Telefon 3403154 und 3403155.

REDAKTION BREMEN
Telefon 0421 / 36 71 36 90

Mail: lokales@weser-kurier.de

CDU fordert kritische Bestandsaufnahme zur Psychiatriereform
Sondersitzung mit allen Beteiligten beantragt – Grüne halten Pläne zur Umstrukturierung des Krankenhauses ost für nicht überzeugend

voN ANTJE STÜRMANN

Bremen. „Bei der konkretenUmsetzungder
PsychiatriereformBremens hakt es ganzge-
waltig“, glaubt der gesundheitspolitische
Sprecher der CDU-Fraktion in der Bremi-
schenBürgerschaft, Rainer Bensch. „Umdie
Beschlüsse derBürgerschaft hin zu einer pa-
tientenorientiertenPsychiatrie, die vonAm-
bulantisierung und Bettenabbau im statio-
nären Bereich geprägt sein soll, auch wirk-
lich umzusetzen, bedarf es einer kritischen
Bestandsaufnahme der Gesamtsituation“,
so derDiplom-Pflegewirt in einerMitteilung.
Aus diesem Grunde habe er eine zeitlich
umfängliche Sondersitzung der Gesund-
heitsdeputationbeantragt. Auf ihr sollen alle
Akteure kritisch zu Wort kommen.
Tabus dürfe es während dieser Sitzung

nicht geben: „AlleKonzepte, alle Träger und
auch persönliche Funktionsträger müssen
sich fragen lassen, ob sie die gestecktenZiele
glaubwürdig verfolgen“, fordert Bensch.Auf

Basis der dann vorliegenden Ergebnisse
müsse anschließend nachjustiert werden.
Insbesondere müsse überprüft werden, ob
sich der kommunaleKrankenhausbetreiber
Gesundheit Nord mit seiner Psychiatrie am
Klinikum Ost auf dem fachlichen Pfad der
Psychiatrie-Reform befinde. „Ich erwarte,
dass die Gesundheitssenatorin nun Dampf
macht, um das Ziel einer verbesserten Ver-
sorgungvonpsychiatrischErkrankten zu er-
reichen“, so Bensch.
Gleichzeitig melden die Grünen vor dem

Hintergrund der Geno-Umstrukturierung:
Die Pläne für das Krankenhaus Ost seien
nicht überzeugend. Zwar befürworte die
Fraktiondas lange angemahnteKonzept zur
betriebswirtschaftlichenEffizienzsteigerung
derGesundheitNord (Geno). Vomvorgese-
henenNeuzuschnitt desmedizinischenAn-
gebots an den vier Klinik-Standorten sind
die Mitglieder aber noch nicht überzeugt,
teilt Grünen-Sprecher Matthias Makosch
mit. Insbesondere die Pläne für das Kran-

kenhaus Ost bewerten die Grünen kritisch,
betont der gesundheitspolitische Sprecher
Nima Pirooznia: „Der Fortbestand des Kli-
nikumsOst darf nicht ans psychiatrischeBett
gekoppelt werden. Das würde die Psycha-
triereformmitmehr ambulantenAngeboten
konterkarieren.“Auchdie angedachteVer-
legung der Neurologie ans Klinikum Mitte
schaffe Probleme, denn der entsprechende
Raumbedarf könnte nur zulasten des neuen
Hulsberg-Quartiers umgesetzt werden, so
Pirooznia.Das bremsedie Stadtentwicklung
mit bezahlbarem Wohnraum aus. Für spe-
zielleOPswie zumBeispiel amHerzen oder
komplizierte chirurgische Eingriffe sei die
Konzentration imKlinikumLinks derWeser
sinnvoll, weil die Spezialisierung eine hö-
here Behandlungsqualität und wirtschaftli-
che Vorteile bedeuteten. Allerdings müsse
inOst für die zunehmendeBevölkerungwei-
terhin eine Klinikmit Notfall- und Basisver-
sorgungerhaltenbleiben.Nicht derWunsch
nachZentralisierung sei allein entscheidend,

sondern auch die seit Jahren angemahnte
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu den
Auswirkungen einzelner Schritte.
Während die Grünen-Fraktion zum im

zweitenSchritt vorgesehenenNeuzuschnitt
der Klinikstandorte noch Vorbehalte hat,
hält sie die im ersten Schritt anstehenden
betriebswirtschaftlichenVorhaben für über-
fällig. „Während beim Pflegepersonal auf
denStationenkeineAbstrichegemachtwer-
den dürfen, ist der Abbau des überzähligen
Verwaltungsapparates ein richtiger Schritt.
Ebenso müsse das Belegungs- und Entlas-
sungsmanagement auf den Stationen deut-
lich verbessert und die Besetzungspläne in
den klinischen Diensten verändert werden.
Hier hat dieGeno-Leitung noch vieleHaus-
aufgaben zu erfüllen.“ Dies ermögliche
auch, die Auswirkungen der angedachten
Umstrukturierung der vier Klinikstandorte
nochdetaillierter unter die Lupe zunehmen
und eine gute Entscheidung im Sinne der
Patientinnen und Patienten zu treffen.


